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(b) das Recht auf gleiche Möglichkeiten des Zugangs zu 
Arbeitsstellen, einschließlich der Anwendung gleicher 
Kriterien bei der Auswahl für einen Arbeitsplatz;

(cj das Recht auf freie Wahl eines Berufes und einer Ar­
beitsstelle, auf beruflichen Aufstieg, Sicherheit des Ar­
beitsplatzes und alle materiellen Leistungen und Ar­
beitsbedingungen im Rahmen der betreffenden Tätig­
keit sowie auf berufliche Ausbildung und Umschulung, 
einschließlich einer Lehre, beruflicher Qualifizierung 
und periodischer Ausbildung;

(d) das Recht auf gleiche Entlohnung, einschließlich'mate­
rieller Leistungen, und Gleichstellung im Hinblick auf 
gleichwertige Arbeit sowie gleiche Behandlung in be­
zug auf die Bewertung der Qualität der Arbeit;

(e) das Recht auf soziale Sicherheit, besonders bei Eintritt 
in den Ruhestand, Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invali­
dität, Altersschwäche und sonstiger Arbeitsunfähigkeit, 
sowie das Recht auf bezahlten Urlaub;

(£) das Recht auf Gesundheitsschutz und Sicherheit im Ar­
beitsprozeß, einschließlich der Gewährleistung der Fort­
pflanzungsfähigkeit.

2. Zur Verhinderung einer Diskriminierung der Frau wegen 
Heirat und Mutterschaft und zur gesicherten Verwirklichung 
ihres Rechts auf Arbeit ergreifen die Teilnehmerstaaten ge­
eignete Maßnahmen, um

(aj Entlassungen aus Gründen der Schwangerschaft oder 
des Schwangerschaftsurlaubs sowie familienstands­
bedingte Diskriminierung im Falle von Entlassungen 
bei Strafe zu verbieten;

(b) bezahlten bzw. mit vergleichbaren Sozialleistungen 
verbundenen Schwangerschaftsurlaub ohne Verlust 
früher bezogener Arbeits-, Dienstalters- oder Sezialzu- 
lagen einzuführen;

(cj die Schaffung der erforderlichen unterstützenden So­
zialeinrichtungen zu fördern, damit den Eltern ermög­
licht wird, familiäre Verpflichtungen mit der beruf­
lichen Verantwortung und Teilnahme am öffentlichen 
Leben zu vereinbaren, insbesondere durch Förderung 
der Schaffung und Entwicklung eines Netzes von Ein­
richtungen zur Kinderbetreuung;

(dl in für Schwangere erwiesenermaßen schädlichen Tätig­
keitsarten Frauen während der Schwangerschaft be­
sonders zu schützen.

3. Gesetze über Schutzmaßnahmen betreffend die in diesem 
Artikel behandelten Fragen sind im Lichte wissenschaftlicher 
und technischer Erkenntnisse periodisch zu überprüfen und 
gegebenenfalls zu überarbeiten, außer Kraft zu setzen oder 
zu erweitern.

Artikel 12

1. Die Teilnehmerstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnah­
men zur Beseitigung von Diskriminierungen der- Frau auf 
dem Gebiet der gesundheitlichen Betreuung, um auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung ihren Zugang zu gesund­
heitlicher Betreuung, einschließlich derjenigen im Zusammen­
hang mit der Familienplanung, zu gewährleisten.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 gewährleisten die Teilneh­
merstaaten, daß Frauen im Zusammenhang mit Schwanger­
schaft, Entbindung und der nachgeburtlichen Periode auf ge­
eignete Weise betreut werden, soweit notwendig auch kosten­
los, sowie während der Schwangerschaft und der Stillperiode 
ausreichende Nahrung erhalten.

Artikel 13

Die Teilnehmerstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnah­
men zur Beseitigung von Diskriminierungen der Frau in an­
deren Bereichen des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen

Lebens, um ihr die gleichen Rechte wie dem Mann zu sichern, 
insbesondere:

(aj das Recht auf Familienzuschüsse;
(bj das Recht auf Bankdarlehen, Hypotheken und finan­

zielle Kredite in sonstiger Form;
(ej das Recht auf Teilnahme an Erholungsmaßnahmen, 

sportlicher Betätigung und allen Seiten des kulturellen 
Lebens.

Artikel 14

1. Die Teilnehmerstaaten berücksichtigen die besonderen 
Probleme der Frauen auf dem Lande und die wesentliche 
Rolle dieser Frauen bei der materiellen Absicherung der 
Existenz ihrer Familien, einschließlich ihrer Arbeit in nicht 
in die Geldwirtschaft einbezogenen Bereichen der Ökonomie, 
und ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, um die Anwen­
dung der Bestimmungen dieser Konvention auf Frauen in 
ländlichen Gebieten zu gewährleisten.

2. Die Teilnehmerstaaten ergreifen alle geeigneten Maß­
nahmen zur Beseitigung der Diskriminierung der Frauen in 
ländlichen Gebieten, um auf der Grundlage der Gleichberech­
tigung zu gewährleisten, daß sie an der ländlichen Entwick­
lung teilnehmen und aus dieser Nutzen ziehen können, und 
sichern diesen Frauen insbesondere das Recht:

(aj an der Ausarbeitung und Verwirklichung der Entwick­
lungsplanung auf allen Ebenen mitzuwirken;

(bj Zugang zu ausreichender gesundheitlicher Betreuung, 
einschließlich zu Information, Beratung und Betreuung 
auf dem Gebiet der Familienplanung, zu haben;

(c) Leistungen aus Sozialversicherungsprogrammen direkt 
zu beziehen;

(d) schulmäßige oder nichtschulmäßige Bildung und Aus­
bildung jeder Art, auch solche mit dem Ziel des Er­
werbs praxisgerechter Schreib- und Lesekundigkeit, zu 
erhalten sowie unter anderem alle gesellschaftlichen 
und betrieblichen Möglichkeiten der fachlichen Quali­
fizierung nutzen zu können;

(ej zum Zwecke der Erlangung gleichen Zugangs zu den 
ökonomischen Möglichkeiten durch Eintritt in ein Ar­
beitsverhältnis oder selbständige Erwerbstätigkeit 
Selbsthilfegruppen und Genossenschaften zu organisie­
ren;

(fj an allen gesellschaftlichen Aktivitäten teilzunehmen;
(gj Zugang zu landwirtschaftlichen Krediten und Darlehen, 

Absatzmöglichkeiten, geeigneter Technik und gleicher 
Behandlung bei Boden- und Agrarreformen sowie länd­
lichen Umsiedlungsaktionen zu haben;

(hj unter ausreichenden' Existenzbedingungen, insbeson­
dere in bezug auf Wohnung, Hygiene, Strom- und Was­
serversorgung sowie Transport und Verbindungen, zu 
leben.

T e i l  IV

Artikel 15
1. Die Teilnehmerstaaten gewähren der Frau die Gleich­

berechtigung vor dem Gesetz.
2. Die Teilnehmerstaaten gewähren der Frau in Zivilsachen 

die gleiche Rechtsfähigkeit wie dem Mann sowie gleiche Mög­
lichkeiten, diese wahrzunehmen. Insbesondere gewähren sie 
ihr gleiche Rechte zum Abschluß von Verträgen und zur Ver­
waltung von Vermögen und behandeln sie gleichberechtigt in 
allen Stadien eines Gerichtsverfahrens.

3. Die Teilnehmerstaaten vereinbaren, daß alle Verträge 
und alle sonstigen rechtlichen Charakter tragenden privaten 
Dokumente mit einer die Rechtsfähigkeit der Frau einschrän­
kenden Wirkung für null und nichtig anzusehen sind.

4. Die Teilnehmerstaaten gewähren Männern und Frauen 
gleiche Rechte hinsichtlich der Gesetze betreffend Bevölke-


